Staat und Verteilung 2


§ 2 Die Grundlagen einer normativen ökonomischen Theorie der Umverteilung

1. Der präferenztheoretische Ansatz:

Die staatlichen (Um) Verteilungsziele sollten sich in einer demokratischen Gesellschaft aus den individuellen Verteilungszielen der Gesellschaftsmitglieder ableiten, auch wenn diese auf übergeordnete ethische Gerechtigkeitsnormen überprüft werden müssen.

( dies ist das Werturteil der vorgestellten Theorie 

Die Theorie beginnt daher mit der Abklärung der distributiven Individualpräferenzen.
Für eine Welt mit ausschließlich privaten Gütern und ohne Produktion können die Verteilungspräferenzen einer Person durch ein System zweier einander ergänzender Wohlfahrtsfunktionen dargestellt werden:
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mit:

Uk = Wohlfahrtsniveau im übergeordnetem Sinn der Person k (k Element von 1 bis n)

Nkl = Einschätzung des materiell bedingten ökonomischen Wohlergehens von Individuum l durch Individuum k

Xli = Teilmenge des Gutes i, über die Individuum l verfügt 

n = Anzahl der Gesellschaftsmitglieder
Wohlfahrtsfunktion (2) ist die der traditionellen Allokationstheorie in einer Welt ohne Produktion mit ausschließlich privaten Gütern.

( Sie misst das Niveau des materiell bedingten, ökonomischen Wohlergehens, das aus der Verfügungsmacht über private Güter entsteht.

Die Funktion ist hier so formuliert, dass sie angibt, wie ein Entscheidungssubjekt k das Wohlergehen eines beliebigen Gesellschaftsmitgliedes l in Abhängigkeit von dessen Güterbeständen einschätzt.

Es wird angenommen, dass das Entscheidungssubjekt k glaubt, das materiell bedingte ökonomische Wohlergehen des Individuums l mit Hilfe einer für alle Gesellschaftsmitglieder einheitlich geltenden Wohlfahrtsfunktion Nk (...) kardinal messen zu können.
Und es wird angenommen, dass diese subjektive Einschätzung trotz aller Fehlerhaftigkeit nicht völlig falsch bzw. willkürlich ist.

Wohlfahrtsfunktion (1) ist eine übergeordnete Wohlfahrtsfunktion, die erstmals im Jahre 1938 von Bergson formuliert wurde, deswegen Wohlfahrtsfunktion vom Bergson-Typ.
Sie gibt an, wie Niveau und Verteilung des ökonomischen Wohlergehens in der Gesellschaft beurteilt werden. Sie misst, anders ausgedrückt die Zufriedenheit des Entscheidungssubjekts k über das ökonomische Wohlergehen, Nkk, das es aus der eigenen Verfügungsmacht über Güter erfährt, sowie seine Genugtuung aus der mehr oder weniger starken Erfüllung seiner Verteilungsvorstellungen.

Die durch die Funktion bestimmte Variable Uk ist ein ordinaler Wohlfahrtsindex.

Für (1) sei angenommen, dass sie strikt quasikonkav sei und ihr Skalenniveau bei einem proportionalen Anstieg ihrer Funktionsargumente ebenfalls anstiege.
Beide Funktionen lassen sich zusammenfassen, aber zu beachten ist, dass

Funktion (2) sich im Sinne üblicher mikroökonomischer Überlegungen ausschließlich auf den allokativen Aspekt der Güterausstattung erstreckt, während

Funktion (1) eindeutig Gegenstand verteilungstheoretischer Überlegungen ist.

Aus Funktion (1) geht hervor, dass das Verteilungsproblem hier im Sinne einer Theorie der externen Effekte verstanden wird. Es existieren offensichtlich zwei Arten von Externalitäten:
Allokative Externalitäten:

diese sind güterspezifisch, sie berühren die Situation des Betroffenen in einem materiellen Sinn bzw. physisch (Bsp. Freude an Nachbars Garten)

Ihre Berücksichtigung müsste zu einer Erweiterung von Wohlfahrtsfunktion (2) führen, mit der Annahme, dass von dem Konsum eines jeden Gutes durch ein fremdes Gesellschaftsmitglied externe Effekte auf Individuum l ausgehen

Diese allokativen Externalitäten werden im folgenden vernachlässigt.
Distributive Externalitäten:

distributive Externalitäten sind nicht materieller bzw. physischer  Natur, sondern rein subjektiver bzw. moralischer Art (Beispiel: Neid auf Nachbars Reichtum, Egoismus, Wohlergehen des anderen). Sie berühren in dem obigen präferenztheoretischen Ansatz ausschließlich Wohlfahrtsfunktion (1) und bilden formal die Grundlage der ganzen vorgeführten Theorie. Also wie schätze ich die Ausstattung der anderen ein.
zu allokativen Extern.: Sie haben durchaus distributiven Effekt z.B. Schädigung eines Individuum, doch die Bedingungen für ein allokatives Optimum verlangen nun lediglich, dass dem Verursacher der Schadenswert als extern verursachte Kosten angelastet wird; sie verlangen nicht, dass der Betrag auch zur Entschädigung des Geschädigten verwendet wird.

In dem skizzierten präferenztheoretischen Ansatz ist eine Theorie der Diskriminierung mit angelegt. Die Personenindices und l könnten sich statt auf Einzelpersonen auf Personentypen beziehen. Die distributiven Externalitäten könnten sich dann auf Eigenschaften dieser Personentypen beziehen, die normativ als unerheblich angesehen werden müssen (Geschlecht, Rasse, Religion).
Noch einmal:

(2) ist eine rein allokative Fkt. ( allokative Güterausstattung

(1) ist eine rein distributive Fkt. ( misst neben eigener Wohlfahrt des k auch die Genugtuung aus den eigenen Vorstellungen des k  aus übergeordneter Zielfunktion des k.

2. Einige Spezialprobleme:

a) Die relevanten Bestimmungsfaktoren der individuellen Wohlfahrt 

beziehen sich auf Gleichung 2.

Für eine Beurteilung der allokations- und verteilungspolitischen Maßnahmen des Staates ist eine präzise Analyse der letzten Bestimmungsfaktoren der individuellen Wohlfahrt erforderlich.

Wie die Diskussion um das Leistungsfähigkeitsprinzip in der Steuerlehre zeigt, aber nicht zufriedenstellend.

Statt einzelner materieller Güter (Variablen xli von Gleichung 2) bzw. neben ihnen müssen deswegen z.B. folgende ökonomische Größen als letzte Bestimmungsfaktoren der individuellen Wohlfahrt in Betracht gezogen werden: 

· Stromgrößen:

- Nutzen (?)

Das materiell bedingte, ökonomische Wohlergehen, oben symbolisiert durch Nkl, ist zwar ein Bestimmungsfaktor des individuellen Wohlfahrtsniveaus Uk im übergeordneten Sinn.

Es gehört aber nicht zu den letzten Bestimmungsfaktoren, an denen ökonomische Umverteilungsmaßnahmen instrumental fest zu machen sind.
- Einkommen

- Konsum (von Gütern)

- Freizeitkonsum bzw. -rückbehalt

· Bestandsgrößen:

- Humanvermögen (infolge Ausbildungsinvestition)

- Sachvermögen

· Sonstige strom- bzw. bestandsmäßige Bestimmungsfaktoren:

- Liquidität

- Kreditwürdigkeit
- Sicherheit

- Macht, Prestige

- natürliche Fähigkeiten

- Bedürftigkeit

- Freiheit

Die an dritter Stelle genannten sonstigen sind z.T. kaum direkt zu erfassen. Aus diesem Grund ist der Staat bei der Bemessung seiner Umverteilungsmaßnahmen darauf angewiesen, diese Bestimmungsfaktoren und ihren Einfluss auf das individuelle Wohlergehen indirekt mit Hilfe von Indikatoren zu erfassen (Lebensjahre als Indiz für Alterszustand). Vgl. die Überlegungen der Finanzwissenschaft zur steuerlichen Leistungsfähigkeit.

Als direktes Medium der Umverteilung eignet sich im übrigen fast nur das Einkommen, in gewissem Umfang der Konsum (kostenloses Güterangebot des Staates) und das Vermögen.
b) Zum Bedürftigkeitsphänomen

Der Bestimmungsfaktor Bedürftigkeit hat eine Bedeutung, die in der verteilungstheoretischen Diskussion bisher nicht ausreichend klar gesehen worden ist:

Bedürftigkeit ist erst einmal ein empirisch feststellbares physisches bzw. physiologisches Phänomen und damit Gegenstand der positiven Analyse. 

Eine Person benötigt, um ein gleiches ökonomisches Wohlergehen zu erzielen, von einem Gut u.U. mehr als andere Personen. Sie ist ein mehr oder weniger effizienter Nutzenproduzent. Das müsste Wohlfahrtsfunktion (2) berühren.
Bedürftigkeit ist aber auch ein normatives Phänomen. 

Nicht jede Unfähigkeit zur effizienten Nutzenproduktion konstituiert einen Anspruch  auf Hilfe durch die anderen Gesellschaftsmitglieder. Ein solcher Anspruch kommt erst dadurch zustande, dass die Gesellschaft ihn moralisch anerkennt. Aufgrund dessen berührt er dann bei dem Entscheidungssubjekt die normative Grundstruktur des distributiven Zielsystems und müsste daher in der Bergson-Funktion (1) berücksichtigt werden.
Wie entsteht Bedürftigkeit?

Verfügt eine Person über kein ausreichendes Einkommen zur existenzminimalen oder angemessenen Bedarfsdeckung, berührt das den allgemeinen Bedürftigkeitstatbestand ( Orientierung an angemessener Bedarfsdeckung.

Bei Bedürftigkeit denkt Volkswirt oft an Einkommensbedarf mit sinkendem Grenznutzen des Einkommens hier jedoch in einer Welt ohne Produktion anders.

Hier orientiert sich Bedürftigkeit normativ an der Gleichbehandlung nach Maßgabe des ökonomischen Wohlergehens (Nkl) und diese Norm findet ihren Niederschlag in der Bergson-Funktion (1).
Das Bedürftigkeitsphänomen kann sich auch aus einem sonst nicht üblichen Sonderbedarf einer Person ableiten.

Dieser Sonderbedarf kann sich mengenmäßig ergeben, oder durch ein sonst nicht benötigtes Gut (Pflege).

In diesem Zusammenhang wird von gesonderter Bedürftigkeit gesprochen.

Für den Fall gesonderter güterspezifischer Bedürftigkeit nennen MMK eine Norm kategorialer Gerechtigkeit (MMK Bd. 1, Kap. 5, S. 120).
3. Zwei Spezifizierungen der übergeordneten, Bergsonschen Wohlfahrtsfunktion

a) die normative verteilungstheoretische Konzeption des klassischen Utilitarismus

Sie findet ihren Ausdruck in der Bentham-Formel vom “größten Glück der größten Zahl“.

Diese distributive Zielvorstellung führt zu einer Spezifizierung der Bergson-Funktion (1) zu einer Wohlfahrtsfunktion von Bentham-Typ.
(3) Uk = Nk1 + ...+ Nkn 

Nach (3) wird das ökonomische Wohlergehen eines jeden Gesellschaftsmitgliedes durch das Entscheidungssubjekt präferenzmäßig völlig unterschiedslos behandelt. ( Norm distributiver Gleichbehandlung.

Aber das ökonomische Wohlergehen ist ein vollständiges Substitut für das Wohlergehen der anderen Person, so könnte eine Person auf Null gesenkt werden bei gleichzeitiger Erhöhung des anderen und dann würde trotzdem das Wohlfahrtsniveau Uk des Entscheidungssubjektes im übergeordneten Sinne nicht gemindert, obwohl die eine Person am Rand ihrer physischen Existenz ist.

Diese minimalistische Gerechtigkeitsvorstellung dürfte kaum akzeptiert werden ( als Spezifizierung der Bergson-Funktion taugt die Bentham-Funktion also nicht.

b) Das Rawls’sche Unterschiedsprinzip als grundlegende Verteilungsnorm
Nach dieser ist eine Abweichung von der Gleichverteilung der Einkommen nur dann legitim, wenn sie der Gesamtgesellschaft und insbesondere deren schlechtest gestellten Mitgliedern einen Präferenzvorteil abwirft. 

Diese Norm kann formal so erfasst werden, dass Wohlfahrtsfunktion (1) spezifiziert wird als

(4)   
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Der Operator “min“ gibt an, dass von den Variablen Nkl nur die mit dem niedrigsten Wert als Funktionsargument von Vk dient. Die individuelle Wohlfahrt des Individuums k im übergeordneten Sinn ( wird also von dem ökonomischen Wohlergehen des schlechtest gestellten bestimmt.

Indifferenzkurvensystem von Wohlfahrtsfunktion (4):
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Abbildung 1
Die Individuen i und j seien die beiden schlechtest gestellten Gesellschaftsmitglieder

Kritik: 

Gleichgültig gegenüber dem Umfang der Verteilungsdisparitäten (Ungleichartigkeit), die für eine Besserstellung des Schlechtergestellten in Kauf genommen werden.

Limitationalität (Beschränkung) der Präferenzfunktion, die jede flexible Güterabwägung und distributive Substitution zwischen den relativen Verteilungspositionen der Gesellschaftsmitglieder ausschließt.

Dieser Modellansatz impliziert Freiheit von Neidverhalten, fehlende Rücksicht auf fremde Neidanfälligkeit und das Bestreben des Entscheidungssubjekts, Personen gleicher Bedürftigkeit einkommensmäßig gleich auszustatten.
4. Präferenztheoretische Berücksichtigung von Bedürftigkeitstatbeständen

a) Einige vereinfachende Annahmen für die weitere Analyse:

Die verfügbaren Güter werden in der weiteren Analyse zum verfügbaren Realeinkommen zusammengefasst. Zusammensetzung des Realeinkommens nach Güterarten und damit die Existenz güterartenspezifischer allokativer Externalitäten und Bedürftigkeitstatbestände wird vernachlässigt. Abgesehen vom Einkommen werden ferner alle übrigen Bestimmungsfaktoren der individuellen Wohlfahrt wie Konsum, Vermögen und Freizeitkonsum vernachlässigt.

Die Funktion zur Bestimmung des materiell bedingten, ökonomischen Wohlergehens kann dann einfach formuliert werden als:

(5)  
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wobei: Yl = Einkommen des Individuums l 

und für diese Funktion die üblichen nutzentheoretischen Annahmen einer positiven ersten und einer negativen zweiten Ableitung gelten

Das Einkommen wird als einseitiger Transfer zugeteilt und als exogen vorgegeben angesehen.

Aufaddiert ergeben die Einkommen das gesellschaftliche Gesamteinkommen, das allein zur Umverteilung zur Verfügung steht:
(6)  
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wobei: 
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 = exogen vorgegebenes konstantes Gesamteinkommen der Gesellschaft

Gleichung (6) wäre die Budgetrestriktion für das individuelle Umverteilungshandeln der Gesellschaftsmitglieder, wenn diese die Macht hätten, ihre Präferenzen vollständig durchzusetzen. In der späteren Analyse ist sie auch die Budgetrestriktion für das gesellschaftliche Umverteilungshandeln des Staates.

Nach einsetzen von (5) in (1) ergibt sich die Form der Wohlfahrtsfunktion, mit der im weiteren ausschließlich argumentiert wird:

(7) 
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Sie wird im folgenden ganz allgemein formuliert als:

(8) 
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Von Präferenzfunktion (8) wird angenommen, dass sie im allgemeinen Fall streng quasikonkav und außerdem homothetisch sei. Der Einfachheit halber wird gelegentlich auch die nicht ganz plausible Eigenschaft der strengen Separabilität angenommen.

Exkurs : Skript S. 14 f

Definition der Präferenzeigenschaften Quasikonkavität, Homothesie und Separabilität:

Strenge Quasikonkavität:

der Präferenzfunktion bedeutet, dass eine Verteilungssituation, die im Präferenzraum auf der direkten Verbindungslinie zwischen zwei beliebigen anderen Verteilungssituationen liegt, präferenzmäßig auf jeden Fall höher bewertet wird als die geringer bewertete dieser beiden anderen Verteilungssituationen.

Homothesie:

der Präferenzfunktion bedeutet, dass bei Ausweitung aller Funktionsargumente um den gleichen Prozentsatz sämtliche Grenzraten der Substitution unverändert bleiben. 

Streng Separabilität:

der Präferenzfunktion impliziert, dass die aus ihr abgeleitete Grenzrate der distributiven Substitution zwischen den Einkommen zweier beliebiger Personen, z.B. l und m , unabhängig von der Einkommensgröße der übrigen Personen ist. 
b) Unterscheidung spezieller Bedürftigkeitstatbestände

mit Wohlfahrtsfunktion

(8) 
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lässt sich der präferenztheoretische Niederschlag von speziellen Bedürftigkeitstatbeständen darstellen, ohne deren Einfluss auf die übergeordnete, Bergsonsche Wohlfahrtsfunktion und die Funktion für das materiell bedingte, ökonomische Wohlergehen getrennt behandeln zu müssen.

(9)  
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wobei:


ßkm 
  = Bedürftigkeitsfaktor


Ykl,ExMin    = existenzminimales Einkommen

Demnach können folgende Bedürftigkeitstatbestände definiert und aus der Sicht des Entscheidungssubjekts beurteilt werden:

( Sockelbedürftigkeit wegen Sicherung eines physischen Existenzminimums:

Ein Gesellschaftsmitglied l benötigt aus der Sicht des Entscheidungssubjekts k zur Sicherung seiner physischen Existenz ein Mindesteinkommen von Ykl,ExMin.

Berücksichtigt das Entscheidungssubjekt k eine derartige Bedürftigkeit auf Seiten der Gesellschaftsmitglieder, ist seine Präferenzfunktion für den Bereich unterhalb der existenzminimalen Einkommenswerte nicht definiert, weil hier die betreffenden Personen seines Erachtens ja nicht existieren können.

        Yj

   Yj,ExMin
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Abbildung 2
( Sockelbedürftigkeit wegen Sicherung eines sozialen Existenzminimums:

Die einkommensmäßige Besserstellung von Personen, deren Einkommen oberhalb eines bestimmten Prozentsatzes des gesellschaftlichen Standardeinkommens liegt, erhöht die Wohlfahrt des Entscheidungssubjekts solange nicht, wie es andere Gesellschaftsmitglieder gibt, deren Einkommen unterhalb des sozialen Existenzminimums liegt.

Dies ist ein Definitionsvorschlag, der sich in Abwandlung des Rawls’schen Unterschiedsprinzips formulieren lässt und der anderen möglichen Definitionsvorschlägen gegenübersteht. Die Beachtung der so formulierten Norm würde sich in folgendem Indifferenzkurven-Verlauf niederschlagen.
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Abbildung 3
Der rechte untere Fahrtstrahl grenzt zusammen mit der Abszisse den Bereich des Präferenzfeldes ab, in dem das soziale Existenzminimum des Individuums j, das sich auf einen bestimmten Prozentsatz des Gesamteinkommens beläuft, unterschritten wird. In diesem Bereich erfährt das Entscheidungssubjekt aus einer Einkommenssteigerung auf Seiten des i keine Erhöhung seiner Wohlfahrt im umfassenden Sinn.

· Marginal wirksame Bedürftigkeit:

Das Gesellschaftsmitglied benötigt für ein gleiches ökonomisches Wohlergehen ein (1/ßkl) –mal so hohes Einkommen wie eine Person m ohne marginal wirksame Bedürftigkeit, deren Bedürftigkeitsfaktor, ßkm, gleich eins ist.

Dabei indiziert ein Wert des Faktors von kleiner als eins Bedürftigkeit. Es muss aber auch ein Bedürftigkeitsfaktor von größer als eins in Betracht gezogen werden, und zwar für Personen, deren Einkommensbedarf geringer ist als der einer nicht bedürftigen Standardperson. Z.B. benötigen Kinder für ein gleiches ökonomisches Wohlergehen im allgemeinen weniger Einkommen als eine erwachsene Person.

Die präferenzmäßigen Auswirkungen marginal wirksamer Bedürftigkeit wird im  folgenden im Zusammenhang mit der sogenannten Richtung der Verteilungspräferenz angesprochen.

5. Charakterisierung der distributiven Wohlfahrtsfunktion durch die Eigenschaften “Richtung“ und “Stärke“ der Verteilungspräferenz

a) Das individuelle Verteilungsoptimum

Hätte ein Individuum k die Macht, seine individuellen Verteilungsvorstellungen ungehindert durchzusetzen, ließe sich sein distributives Entscheidungskalkül unter diesen Umständen abbilden, indem man Präferenzfunktion 
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 maximiert. Das Individuum würde demnach das exogen vorgegebene Gesamteinkommen so auf die Gesellschaftsmitglieder verteilen, dass die aus seiner distributiven Wohlfahrtsfunktion abgeleitete Grenzrate der Substitution zwischen der Einkommensausstattung zweier Individuen l und m gleich wäre der aus der Budgetgleichung (6) abgeleiteten Grenzrate der Transformation, bezogen auf die Einkommen von l und m:

(10) 
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wobei:

Uk,l = erste Ableitung der distributiven Wohlfahrtsfunktion des Individuums k, bezogen auf das Einkommen des Individuums l

Bedingung (10) kennzeichnet ein partielles Optimum der Einkommensaufteilung zwischen den Gesellschaftsmitgliedern l und m. Ist die Bedingung aus der Sicht des Individuums k für jedes beliebige Gesellschaftsmitglied jedem anderen Gesellschaftsmitglied gegenüber erfüllt, handelt es sich um das totale Verteilungsoptimum des k.

b) Richtung der Verteilungspräferenz

diese gibt an, wie die Vorstellung des k über die optimale Aufteilung der Einkommen auf die Gesellschaftsmitglieder ausgerichtet sind. 

Im Falle einer homothetisch und zugleich streng separablen Wohlfahrtsfunktion liegen die partiellen individuellen Verteilungsoptima in der Indifferenzkurven-Darstellung stets auf einem linearen Fahrstrahl durch den Koordinatenursprung des Präferenzraumes. Die Vorstellung eines Individuums k, wie ein gegebener Einkommensbetrag auf sein eigenes Einkommen und das Einkommen einer fremden Person auf geteilt werden soll, lässt sich dann entsprechend durch a darstellen.
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Abbildung 4
Ein flacher Verlauf des Fahrstrahls bringt zum Ausdruck, dass k sich selbst von dem insgesamt verfügbaren Einkommen einen verhältnismäßig großen Anteil zuteilen würde ( z.B. Egoismus.

Eine Steigung des Fahrstrahls von 45° bringt eine Gleichverteilungspräferenz des k zum Ausdruck.

Diese Präferenz könnte man als altruistisch bezeichnen. ( Die Begriffsfassung Altruismus ist jedoch nicht eindeutig, denn gelegentlich bezeichnet dies etwas, was über den fairen gerechten Anteil hinausgeht. Nach diesem Verständnis von Altruismus müsste der Fahrstrahl steiler als 45° verlaufen.

Die Richtung der Verteilungspräferenz könnte auch lediglich Ausdruck für die Einschätzung der unterschiedlichen marginalen Bedürftigkeit beider Personen sein, auf die später in § 7 eingegangen wird.

c) Stärke der Verteilungspräferenz:

Soll angeben, wie groß die Präferenzeinbußen sind, die daraus resultieren, dass k sein Optimum nicht realisieren darf.

Die Stärke der Verteilungspräferenz gibt an, wie groß die Präferenzeinbußen sind, die sich aus einer rein transferbedingten Abweichung von der Optimalverteilung ergeben. Diese Präferenzeinbußen können mit Hilfe des Alternativnutzen-Konzeptes gemessen werden, wozu verschiedene Alternativnutzen-Maßstäbe zur Verfügung stehen. Am einfachsten lässt sich die Stärke der Verteilungspräferenz messen, indem man auf den Alternativnutzen-Maßstab “Einkommensniveau aller“ zurückgreift, was im folgenden für den geschlossenen 2-Personen-Fall vorgeführt wird.

P0 kennzeichnet ein individuelles Verteilungsoptimum des k

P1 sei die tatsächliche Verteilungssituation

P0 und P1 liegen auf der gleichen Budgetlinie

beide (k und l) erhalten zusammengenommen in P1 das gleiche Einkommen wie in P0
Die Strecke P0P1 kennzeichnet daher einen reinen Transfereffekt bei gegebenem Einkommensniveau
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Abbildung 5
Um die Präferenzeinbuße zu messen, die k durch eine transferbedingte Abweichung der tatsächlichen Verteilungssituation, P1, von seinem individuellen Verteilungsoptimum, P0, erfährt, wird geprüft, welche Erhöhung des allgemeinen Einkommensniveaus bei unverändert fortbestehender tatsächlicher Einkommensverteilung die Präferenzeinbuße des k kompensieren könnte:

- alle Situationen mit gleicher relativer Einkommensaufteilung wie in Punkt P1 liegen auf einem Fahrstrahl, der vom Koordinatenursprung ausgehend durch Punkt P1 verläuft.

- Dieser Fahrstrahl schneidet die durch das individuelle Verteilungsoptimum, P0, verlaufende Indifferenzkurve in Punkt P2. 

In Punkt P2 ist eine zweite, parallel zur ersten verlaufende Budgetlinie eingezeichnet. 

Mit dem horizontal oder vertikal gemessenen Abstand zwischen diesen beiden Budgetlinien ist die hypothetische Einkommensniveau-Erhöhung gemessen, die die Präferenzeinbuße aus der transferbedingten Abweichung vom individuellen Verteilungsoptimum kompensieren könnte.

In Punkt P2 hat die Einkommensniveau-Erhöhung nämlich gerade einen solchen Umfang erreicht, dass bei gleicher Einkommensverteilung wie in Situation P1 das Wohlfahrtsniveau des k auch die gleiche Höhe hat wie in der Optimalsituation P0. 

Die Strecke P1P2 kennzeichnet einen reinen Einkommensniveau-Effekt bei gegebener Einkommensaufteilung.
Das Verhältnis von Einkommensniveau-Effekt (Strecke P1P2) zu Transfereffekt (Strecke P0P1) kann als Ausdruck für die Stärke der Verteilungspräferenz gewertet werden.

Die Stärke der Verteilungspräferenz beträgt demnach in Punkt P1 der durchgezogenen Indifferenzkurve von Abb. 5
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Wobei die tiefgestellten Indizes 0, 1 und 2 auf die Situationen P0 , P1 und P2 in Abb. 5 verweisen.

Formal handelt es sich um eine Durchschnittsrate der Substitution. Diese nicht-marginale Substitutionsrate kennzeichnet die Präferenzfunktion lokal, d.h. in dem relevanten Bogenabschnitt der Indifferenzkurve, und hat je einen unterschiedlichen Wert.

In Abb. 5 ist zu sehen, dass im Fall der blauen, gestrichelten und eckig verlaufenden Indifferenzkurve der kompensierende Einkommensniveau-Effekt (Strecke P‘2P1) größer ist als im Fall der konvex zum Ursprung gekrümmten Indifferenzkurve, während der Transfereffekt in beiden Fällen der gleiche ist.
Stärke: wie sehr sich jemand ärgert (Präferenz-, Nutzenverlust), dass sein Verteilungsoptimum nicht erreicht ist

Geometrisch veranschaulicht ist die Stärke der Verteilungspräferenz im allgemeinen also um so größer, je enger sich die jeweilige Indifferenzkurve um den Fahrstrahl der Optimalverteilung, a, schmiegt.
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Abbildung 6
Abb. 6 zeigt den Fall einer sehr starken Verteilungspräferenz, bei der sich die Indifferenzkurve, vom individuellen Verteilungsoptimum ausgehend, erst den Koordinatenachsen nähern, um dann anschließend wieder in das Inneren des Koordinatenraums zurückzuschlagen. 

Die partielle Ausweitung von Yl über Punkt Ps hinaus führt hier zu einer Indifferenzkurve mit niedrigerem Nutzenindex. Das Individuum k erfährt also aus einer partiellen Erhöhung des fremden Einkommens, Yl ,sobald dieses eine gewisse Obergrenze überschritten hat, eine Präferenzeinbuße:
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d.h. die erste Ableitung der individuellen Wohlfahrtsfunktion von k, bezogen auf das Einkommen von l, ist nunmehr negativ. Sättigung wurde erreicht.

Das Zurückschlagen der Indifferenzkurve in ihrem linken oberen Ast könnte durch Neid bedingt sein. Aus Neid erfährt dann das Entscheidungssubjekt bei überschreiten des Sättigungsniveaus von Yl allein schon durch den Einkommensschaden der fremden Person einen Präferenzvorteil. 

Das Zurückschlagen des rechten unteren Indifferenzkurvenastes nach Überschreiten des Punktes Pr könnte entsprechend Ausdruck einer Rücksichtnahme des k auf die Neidanfälligkeit des l sein.

Bei dieser Interpretation ist allerdings Vorsicht geboten. Es gibt eine andere Erklärung für das Vorliegen einer starken Verteilungspräferenz. Sie stellt auf große distributive Strenge oder Intoleranz gegenüber Abweichungen vom subjektiven Verteilungsoptimum bzw. von der damit verfolgten Gerechtigkeitsnorm ab. Hier zeigt sich ähnlich wie bei der Interpretation der Richtung der Verteilungspräferenz, dass die Eigenschaften der Präferenzfunktion durch unterschiedliche und einander überlagernde Motive bestimmt sind, was eine genaue Identifikation der zugrunde liegenden Motive unmöglich macht.

Schlechterstellung des einen in Richtung Gleichverteilung, aber er ist noch nicht schlechter gestellt als der andere ( gleiche Wohlfahrt
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